Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/144 


Vorblatt 


Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes über die 
Gebühren der Schlachtviehmärkte, Schlachthäuser und 
Fleischgroßmärkte 


A. Problem 

Die Vermarktung von Vieh und Fleisch hat sich durch tech- 
nische Entwicklungen (besonders Kühltransporte) verändert. 
Während früher das Lebendvieh in die Verbraucherzentren 
gebracht und dort geschlachtet wurde, erfolgt zunehmend die 
Schlachtung in den Erzeugergebieten mit anschließendem Ver- 
sand in die Verbrauchergebiete. Diese neue Vermarktungsform 
wird durch eine wettbewerbsbehindernde Erhebung von Aus- 
gleichsabgabe und Ausgleichszuschlag verteuert. 


B. Lösung 

Die Ausgleichsabgabe auf frisches Fleisch soll stufenweise 1971 
beginnend bis zum 1. Januar 1977 beseitigt werden. Der Aus- 
gleichszuschlag auf Lebendvieh bei Umgehung des örtlichen 
Schlachtviehmarktes soll ab Inkrafttreten des Gesetzes entfal- 
len. 


C. Alternativen 

Den schrittweisen Abbau der Ausgleichsabgabe — wie in Druck- 
sache VI/6 vorgesehen — erst 1973 zu beginnen. 


D. Kosten 

Die Gemeinden erleiden einen Einnahmeausfall von jährlich 
40 bis 45 Millionen DM, der jedoch erst ab 1. Januar 1977 voll 
in Erscheinung treten wird. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Gebühren 
der Schlachtviehmärkte, Schlachthäuser und Fleischgroßmärkte 

(Fleischmarkthallen) 

— Drucksache VI/6 — 


A. Bericht des Abgeordneten Marquardt 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
10. Sitzung des Deutschen Bundestages am 12. No- 
vember 1969 dem Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend und dem Innen- 
ausschuß sowie dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit zur Mitberatung überwiesen. 

Durch den Gesetzentwurf soll die durch Gesetz 
vom 5. Mai 1933 eingeführte Ausgleichsabgabe auf 
frisches Fleisch und der Ausgleichszuschlag für Le- 
bendvieh aufgehoben werden. Die Ausgleichsab- 
gabe wird von Gemeinden auf frisches Fleisch er- 
hoben, das ihnen aus einer Schlachtung außerhalb 
des Gemeindebezirks zugeführt wird. Die Höhe der 
Ausgleichsabgabe beträgt in der Regel 0,08 DM/kg 
Fleisch, teilweise bis zu 0,15 DM/kg Fleisch. Der 
Ausgleichszuschlag muß für Schlachtvieh entrichtet 
werden, das in einer Gemeinde einem Schlachthaus 
ohne Berührung des örtlichen Schlachtviehmarktes 
zugeführt wird. Das Aufkommen der Gemeinden 
betrug im Jahre 1967 bei der Ausgleichsabgabe rd. 
35,2 Millionen DM, beim Ausgleichszuschlag rd. 
5,9 Millionen DM. 

Ausgleichsabgabe und Ausgleichszuschlag erfül- 
len in erster Linie marktlenkende Funktionen. Sie 
fördern in besonderer Weise die Lebendvermark- 
tung von Schlachtvieh. In den letzten Jahren hat 
sich jedoch in der Vermarktung von Vieh und 
Fleisch eine erhebliche Wandlung vollzogen. Die 
Fleischvermarktung hat trotz der sich aus der Er- 
hebung der Ausgleichsabgabe ergebenden Belastung 
immer mehr an Boden gewonnen. Sie ist gegenüber 
der Lebendvermarktung infolge der geringeren 


Transportkosten und -Verluste der rationellere Ver- 
marktungsweg und ermöglicht eine Qualitätsbezah- 
lung, die wiederum am besten zu einer Erzeugung 
von qualitativ hochwertigen Produkten anregt. 

Artikel 1 und 2 des Gesetzentwurfs sehen daher 
die Aufhebung der Vorschriften und Bestimmungen 
vor, auf Grund deren die Ausgleichsabgabe und der 
Ausgleichszuschlag bislang erhoben wurde. Um die 
finanziellen Auswirkungen, die sich aus dem Weg- 
fall der Ausgleichsabgabe für die Kommunen erge- 
ben, zu mildern und den Kommunen Gelegenheit zu 
geben, sich an die veränderten Verhältnisse anzu- 
passen, gestattet Artikel 3 die Weitererhebung der 
Ausgleichsabgabe in gestaffelter Höhe bis zum 
1. Januar 1977. 

Beim Ausgleichszuschlag ist ein solcher stufen- 
weiser Abbau nicht vorgesehen. Seine Abschaffung 
ermöglicht es den in Betracht kommenden Gemein- 
den, ihre Schlachtkapazität besser auszulasten, da 
sie nicht mehr verpflichtet sind, Schlachtviehanliefe- 
rungen, die dem Schlachthof ohne Berührung eines 
Viehmarktes zugeführt werden, mit einer Abgabe 
zu belasten und so solche Zufuhren zu unterbinden. 

Ein Gesetzentwurf mit ähnlichem Inhalt wurde 
bereits in der 5. Wahlperiode vom Deutschen Bun- 
destag in seiner 241. Sitzung am 19. Juni 1969 ver- 
abschiedet (Drucksachen V/ 2957, V/4226). Die Vor- 
lage konnte damals nicht in Kraft treten, weil der 
Bundesrat in seiner Sitzung am 10. Juli 1969 be- 
schlossen hatte, den Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes anzurufen 
(Drucksache V/4579). Uber den Änderungsantrag des 
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Vermittlungsausschusses, der in Drucksache V/4292 
enthalten ist, hat der 5. Deutsche Bundestag wegen 
Ablauf der Wahlperiode nicht mehr entschieden, so 
daß die Vorlage gemäß § 126 der Geschäftsordnung 
als erledigt anzusehen ist. 

Den Änderungsvorschlägen des Vermittlungsaus- 
schusses, die im Gesetzentwurf Drucksache VI/6 ent- 
halten sind, schloß sich der Ausschuß nicht voll an, 
sondern beschloß auf Vorschlag der Antragsteller, in 
Artikel 3 anstelle des Termins „1. Januar 1973" zu 
setzen „1. Januar 1971" und anstelle des Termins 
„1. Januar 1975" zu setzen „1. Januar 1974", um da- j 
mit zu erreichen, daß die vorgesehenen Änderun- | 


gen frühzeitiger als im Gesetzentwurf Drucksache 
VI/6 festgelegt in Gang kommen. Der Endtermin 
„1. Januar 1977" wurde vom Ausschuß beibehalten, 
so daß die Gemeinden sechs Jahre Zeit haben, um 
sich auf den Einnahmeausfall einzustellen. 

Der Innenausschuß und der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit haben der Vorlage im Wege 
der Mitberatung zugestimmt. 

Dabei machte der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit nochmals auf die Stellungnahme 
I des Ausschusses für Gesundheitswesen der 5. Wahl- 
I periode aufmerksam. 


Bonn, den 4. Dezember 1969 


Marquardt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/6 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 3 das Datum „1. Januar 
1973" geändert wird in „1. Januar 1971" und das 
Datum „1. Januar 1975" geändert wird in „1. Januar 
1974", im übrigen unverändert nach der Vorlage an- 
zunehmen. 


Bonn, den 4. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Marquardt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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